
L=
)"=

fiili
*:r:=

l+
=Br-
L=
F;l
E
i;

?=

.j
't=
I
ri' t:

f
§

$

{r§.

Beschluss

Geschäftsnummer:

5Ws,78ifGVoll4
592 StVK 8*9115 Voltz

ln der $trafu+llzugssa*he

wese n Zulass u ng zur liJah I de r I n sassenvertretung

h*t der 5. §trafsenat des Kammergerichts in Berlin am '1§. August 2ü16 beschlossen:

Auf die Rechtsbeschwerde des Gefangensn wird der Besch[uss des

Landgerichts Berlln - §kafuallstreckungskamn']e. * vom 'lS" April 2ü16

m it Au sn a hme d er Beiard nungsentscheid u *g u nd de r Streitweitfestsetzu n g

aufgehoben.
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Die §ache wird im Umfang der Aufhebung zu neuer Entscheidung

- auch über die Kosten der Rechtsbeschwerde * an die

Strafu oiistreckungskannmer zurückverwiesen.

Gr*nde:

l.

üer Gefanger:e verbüßt zurzeit eine lebenslange Frerheitsstrafe ivegen Mordes aus

dem Urteil des Landgerichts Bertin vom 28. Juni 2ü12; er ist in der Teilanstalt ll der

Justizvollzugsanstalt Tegei untergebracht. Funfzehn ..iahre der Strafe werden vo-

raussichtlich am 13. Oktober 2S23 vollstreckt sein. Mit seiner Rechtsbeschwerde

wendet er sich gegen die Entscheidung der Justizvollzugsanstalt, ihm das passi,re

Wahlrecht zur Insassenvertretung eu versagen.

Der Beschwerdefirhrer trug sich frrstgerecht ats Kandidat zum Stationssprecher in die

auf seiner §lation ausgelegte Wahiliste für die im Rahmen der Gefangenenmitver-

antrrcrtung jährlich stattfindende Wahl zur lnsassenvedretung ein. Mit Bescheid vonr

9 Dezember 2015 lehnte die Justizuollzugsanstalt nach Prüfung duruh den für die

Durehführung der Wahlen zuständigen Gruppenleiter, den Gruppenleiter des Gefan-

genen und die l-eitung der Teilanstalt ll die Kandidatur ab. Gernäß der Stellungnah-

me der Justizvollzugsanstalt vonr 6. Januar 2016 wurde der Gefangene als ungeeig-

nei für die Kandidatur angesehen. Er sei psychisch labil und hinsichtlich eigener Per-

sönlichkeitsdefizite voilkommen uneinsichtig" Eine sachliche und konstruktive Ausei-

nandersetzung sei mit ihm in der Vergangenheit kaum möglich gewesen. Wegen

seines querulatarischen und uneinsichtigen Verhaltens bestünde im Fatl seiner Wahl

zurn §tationssprecher die Gefahr der Aufwiegetung und Unruhestiftung unter den

Mitgefangenen. Es stehe zu befürchten, dass sich andere lnhaftierte dieses negative

Auftreten zum Vorbild nehmen und ebenfalls in destruktive Verhaltensweisen bege-

ben würden, §ü dass deren Vollzugsziele schwerer zu erreichen oder gar gefährdet

t*rürde*. Darüber hinaus habe der Gefangerie eine deutliche Aggressivität und man-
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gelnde Frustrationstoleranz gezeigt, als er an seinern Arbeitsplatz atlein aus Wut

üher eine selner Meinung näch schlechte Benotung der Werkleistung Eegen eine 1 m

hohe, von ihm ersiellte Mauer getreten und diese zum Einsiurz gebracht habe'

Der Beschwerdefuhrer hat slch mit seinem äm 1S' Dezember ?ü1§ beiGerieht ein-

geg€ngenen Antrag auf gerichtliche Entscheidung gegen die Ablehnung seiner Kan-

didatur zr.lm Stationssprecher gewandt und beantragt, den angefochtenen Bescheid

aufzuheben und ihn ,im Rahmen des § 1$CI §tVolls§ eurWahlzuzulassen"" De§

Weiteren hat er b*antragt, ihm Prozesskostenhilfe ru gewähren und einen ReChts-

anwalt beizuordnen. Den Hauptantrag hat er damit begründet, die Justizvollzugsan-

stalt habe keine Grunde für die Ab,lehnung der Kandidatur genannt; *ie sei anschei-

nend gewillt, denjenigen Kandidaten das ipassive) Wahlrecht uu v§r§ag§n' di* sich

äu§ ihrer §icht zu energisch für die l*teressen der lnsassen *irrsetzien' Darüber hin-

aus hat er in weiteren §tellungnahmen unter andelern Yür§etlagsn' er §eh§ die Aus-

führungen der Justizvollzugsanstalt als Verleumdung an, ds er keine "Gefangenen-

meilterei" oder,Är.lf,siegelung" verursachen werde. Er sei weder psychisch instabit

noch ein Querutrant.

Mit dem angefachtenen Beschluss hat die §trafvollatreckungskammer den Antrag

des Gefangsnän auf Verpllichtung der Justizvollrugsanstalt, ihm das passive Wahl-

recht für die Wahl der lnsassenvertretung zu gewähren, als unbegründet zurt:ckge-

wiesen und den Antrag auf Beiordnung eines Rechtsanwaltes unter Bewitligung von

prozesskostenhilfe abgelehnt. Der Eeschtuse ist dern Gefang§nen 8rn ?2' April 2CI16

zu§e§iellt worden.

Am 2ü. Mai 2016 hat ein bevollmächtigter vertreter des Beschwerdeführers in des-

sen Auftrag und Hamen ftechtsbeschwerde zu Protokrllder €eschäftsstelle des

Amtsgerichts Wedding eingeiegt. Er wendet sich nur gegen die Entsnheidung in der

Flauptsache und rügt insoweit die v*rletzung formellen und materielien Rechts sowie

die ver.letzung rechtiichen §ehör§ und seine§ §rundrecfrtes nach Art' g Abs' 1 GG'

Der Beschwerdeführer beantragt, den angefochtenen Beschlus§ aufzuheben und die

§ache zur erneut*n Entscheidung an das Landgericht Berlin zurückzuverweisen'
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Sie forrn- und fristgerecht eingelegte Rechtsbeschwerde {§§ 11ü, 120 Abs. 1

StVollzG, § 43 Abs. 1 §tPO) erfüllt die besonderen Zulässigkeitsvoraussetzunsen

des § 1'16 Abs. 1 §tVoilzG. Sie hat mit der §achrüge Erfo{g. Einer Entscheidung über

die Verfahrensrügen bedarf es nicht"

1. §ie Rechtsbeschwerde ist nicht nur zur Fortbitdung des Rechts oder zur Sicherung

einer einheitlichen Rechtsprechung, sondern ar:ch dann zulässig, wenn di* tatsächll*

ehen Feststellungen eder rechtlichen Erurägungen der angefochtenen Entscheidung

so unzureichend sind. dass das Beschwerdegericht das Vcrliege* der Vorausset-

zungen des § 1 16 Abs. 1 StVollzG nicht uberprüfen kann, jedoch das Vorliegen einer

erörterungsbedürftigen Rechtsfrage naheliegt oder nicht ausgeschlossen werden

kann, dass die §trafvolistreckungskammer das sachliche Recht nicht richtig auf den

errnittelten Sachverhalt angewendet hat und ihre Entscheidung darauf beruht

{st. Rspr., KG, Beschluss vom 27. Juli 2012 * ? Ws 176112 -; §enat, Be*chluss vom

?1. April 2ü1,4 - 5 Ws 37115 -, jeweils m. zahlr. Nachw.).

a) ln der obergerl*htlichen Rechtsprechung ist anerkannt, dass die von den Strafuoll-

streckungskamrnern erlassenen Beschlüsse ürundsätzliche den Anforderungen ge*

nügen müssen, die § 2§7 StPCI an die Begründung otrafrechtlicher Urteile stetlt. Hie-

raus folgt, dass die Strafuollstreckungskammer die entscheidungserheblichen Tatsa-

*he* und rechtlichen Erwägungen so uollständig darzutegen hat, dass sie eine recht-

liche Überprüfung durch das Rechtsbeschwerdegericht ermöglichen (st. Rspr., z. B.

K§ a. a. ü.; Senat a. a. O.; KamannlSpaniol in AK-§tVollzG, a. a. O , § 115

Rdnr,8ü, jeweiis m. aahlr. Nachw.)"

b) Diesen Anforderungen wird der angefochtene Beschluss nicht gerecht.

aai Die §trafvolistreckungskammer gibt zwar das §chreiben der Justizvollzugsanstalt

Tegel vom 6. Januar 201ä wieder, rnit dem diese zu dem Antrag auf gerichtliche Ent-



scheidung §teltung genommen und Grunde dafür benannt hat, dass der Beschwer-

deführer als ungeeignet für das passive Wahlrecht fur die lnsassenve*retung ange-

sehen wurde" Ob es sich beiden genannten Gründen um diejenigen handelt, die den

vsm Gefangenen angegriffenen Bescheid - der im Beschluss nicht wiedergegeben

wird - tragen, lässt sich der Entscheidung nicht entnehmen. Der Beschwerdeführer

selbst behauptei nach seinem in dem Eeschluss eitierten Vortrag, die Ver*agung des

passives Wahlrechts sei ihm gegenüber nicht begründet worden.

bb) Der angefochtene Beschluss lässt ferner nicht erk*nnen, dass die §trafuollstre-

ckungskarnmer geprüft hat, ob und inwieweit die Justizvotlzugsanstalt ihrer Entschei-

dung elnen ausreichend errnittelten §a*hverhalt zugrunde gelegt, die für diese Ent-

scheidulng rnaßgeblichen unbestimmten Reclrtsbegriffe zutreffend ausgelegt und sie

durch Tatsachen hinreichend k*nkretisiert hat. Die Strafuollstreckungskammer gibt

insoweit in der §achverhaltsdarstellung Ausführungen der Justizvallaugsanstalt in der

genannten Stellungnahme zurn {angeblichen} Maßstab für den Ausechluss vom pas-

siven Wahlrecht uvieder, b*i denen es sich eindeutig um ein - als solches gekenn-

zeichnetes -. Zitat aus einer Komrnentierung zurn StVollzG handelt, ilämlich,,"vgl.

§chwindlBÖhrnlJehle/Lauberrthal, 5, Aufl. §11ä Rdnr. 10" - gerneint ist offensi*htlich

Wy ra in §chwindlBöhmlJehie Laubenthal, §tVollzG, 5. Aufl. 20ü9, § 160 Rdnr, 1ü .

Allerdings betreffen die dort genannten Auseel*h.lsskriterien die Rechtslage in Rhein-

land-Pfalz, die sish ihrem in der Kommentierung sinngemäß wiedergegebenen Wort-

laut nach v*n der Regelung für die Justizvallzugsänstalt Tegel unteracheidet. Auch

wenn die §trafvoltstreckungskarnmer d** Vortrag des Gefangenen ritiert, der seiner-

seit* die in der Justizvallzugsanstalt Tegel geltende rechtliche Grundlage fur die Prti-

fr.rng des passiven Wahlrechts -Abschniü ll Nr. 4 der Hausverfügung Nr. 17l?011

der Justizvollzugsanstalt Tegel uber: $tatut und Wahlordnung der lnsassenvertretung

* darg*legt hat, beiasst sie sich inhaltlich damit in ihrer Entscheidung nicht irn Ein-

zelnen. ln dern genannten Abschnitt der Hausverfügung heißt es zum passiven

Wahlrecht unter Buchstabe c), dass lnsassen von der Wähtbarkeit dann ausge-

schiossen sind,

,u- wsflri dies zur Aufrechterhaltung der Sicherh*it oder zur Abwendung einer

schwerwiegenden Störung der Ordnung der Anstalt geboten ist *der

*6-
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- wenn zu befürchten ist, dass anderenfails die firreichung des Vollzugsziel*s

, anderer Gefangener gefährdet würde.,,

frforderlich sind konkrete Anhaltspunkte (oLG Härnü, Zfstrvo ?00?, ?48 f.) für das

Vorliegen der einzelnen Ausschlusskriterien. Bei den vsn der strafvolletrackungs-

karnmer wiederEegebenen Formulierungen der Justizvcllzugsanstalt handelt es sich

sber nicht urn sslche iqonkreten Anhaltspunkte, sondern {nur} um Wertungen. Die

Ausführungen des Landgerichts, der Gefangene sei ,,aush der Karnmer ber:eits durch
diverse Vollzugsverfahren" bekannt,.und die Befürchtrrng der Anstalt, er könne durch
sein bisher gezeigtes Verhalien andere lnhaftierte dazu verleit*n, sich ihrn entspre-
chend zu verhalten, sei ,,durchaus berechtigt und nicht zu bea*standen". vermogen

die fehlende Angabe der entscheidungserheblichen Tatsachen nisht zr.* ersetzen.

Das würde auch für eine Verweisung auf bei den Akten befindJiche $chniftstücke

nach § 115 Abs. 1 Satz 2 §tVollzG gelten, vsn der die Skafuollstreckungskammer

allerdings oh*ehin k*inen Gebrauch gemacht hat.

cc) lm Übrigen trifft es * wie dem Senat bekannt ist - zwar zu, dass der Beschwerde-

führer mehrfach Anträge auf gerichttiche Entscheidung ge*te,ift und auch Rechtsbe-

schwerden eingelegt hat. Allein das Gehrauchmachefi vün ges*tzlich geregelten

Rechtsbehelfen- seien diese auch erfolglos gebli*be*, rechtfertigt es aber nicht ohne
welters§, den Gefangesen als,querulatorisch", ,unei**ichtig,'sowie,,nicht in der La-

g8" eu einer,,sachlichen und konstruktiven Au*cinandeisetzung bei bestehenden

Konflikten" einzuschätzen und daraufhin das V*rllegen der Voraussetzungen für die

\fbr*ei;'lung des passiven Wahlrechts nach der genannten Vorschrift zu bejahen. An-
*'t*{tsgu*kie dafür, dass der Beschwerdeftihrer Eingaben vorlegt, Anträge - auch auf
geric$ttriche §*tscheidung - stellt und Recht*beschwerden einlegt, um den tsetrieh

derAn*talta* stören iüLG Hamm a. a. o"), werden indem angefochtenen Be*

schluss nicht genannt.

dd) Auch sanstige tatsächliche Umstände, die der Einschätzung der persönlichkeit

des Gefan$*!?en durch die Justizvallzugsanstatt zugrunde liegbn, werden in dem an-
gef+*ftt*r':*r+ Bes*htuss nicht in dem gebetenen Maße dargelegt. Soweit die Straf-



tiollstreckungskammer den Fußtritt des G*fangenen gegen eine selbst errichtete

Mauer als Beleg für dessen Aggressivität und mangelnde Konfiiktfähigkeit Eewertet

hat, ist dies grundsätellch nicht zu beanstanden. Aber diese einmalige Aufiälligkeit im

Arbeitsverhalten ist für sich senommen nicht ahne weiteres geeignet, im Fall der

Wahl des Gefangenen in die lnsassenvertretung eine Gefahr für die §icherheit oder

eine schwerwiegende §torung der Ordnung in der Anstalt oder die Gefährdung des

Vollzugszieles anderer Gefangener zu belegen. üas Lxndgericht teilt irn übrigen we-

der mit, wann irn Laufe seiner bereits mehrjährigen lnhaftierung der Gefangene die-

ses Fehlverhalten gezeigt hat, noch, ob und gegebenenfalls irr welcher Weise es

seiten e der J ustiev*llz ugsanstalt sa nktion iert wor"den ist.

2. Aus deR vtrsteh*nd genannten Gründen für die Zulässiskeit der Hechtsbeschwer-

de f*lgt zugleich auch d*ren Begründetheit. Da die tateächilchen Feststeltungen und

d'ie reclrtlichen Envägunse* in dem angefochtenen teechluss dem Senat nicht die

Überprüfung erlauben, ob die Voraussetzungen des § 11§ StV*lleG v*rllegen, steht

damit auch die Rechtsverletzung fest (Senat a" a. O. m. w. Nachw.).

3. Üer angefc*ht*ne B*schluss isl in dem aus der Er:tscheidungsformei ersichtlichen

Umfang aufzuheben {§ t 1§ Abs. 4 §atz '! §tVrilz$}. §i* §a*he ist aufgrund der feh-

lenden Feststeilungen nicht *pruchreil *er §enat ve$sei*t sie daher - auch zur f,nt-

s*heidung i,rb*r di* Kosten del Rechtsbe*chwerde * nach § 119 Abs" 4 §atz 3

§tVoltzG an die §tr*fuollstreckungskamn"ler zur{i*k.

Sr" §-j.*tt* Keiting-Schctz Müiier
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